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CDU hält an
Schuldenbremse fest
Saarbrücken. Roland Theis,
Generalsekretär der Saar-
CDU, hat gemahnt, die Schul-
denbremse nicht in Frage zu
stellen. Bildungsminister Ul-
rich Commerçon (SPD) hatte
dafür plädiert, sie wegen der
Flüchtlingskrise auszusetzen
(die SZ berichtete). Diese For-
derung habe mit verantwor-
tungsvoller Politik nichts zu
tun, kritisierte Theis. Zumal
die Schuldenbremse vorsehe,
dass in Sondersituationen
Ausnahmen möglich sind. Die
Saar-FDP hält die Diskussion
für eine Ablenkungsstrategie.
Die Landesregierung könne
auch ohne Kosten für Flücht-
linge nicht erklären, wie die
Schuldenbremse eingehalten
werden soll, sagte FDP-Lan-
deschef Oliver Luksic. Die Dis-
kussion sei zudem ein gefähr-
licher Kurswechsel, der die Ei-
genständigkeit des Landes ge-
fährden könne. red

Bildungsgewerkschaft
fordert mehr Lehrer
Saarbrücken. Die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) fordert, den Ab-
bau und die Umschichtung von
Lehrerstellen zu stoppen, um
das Bildungsangebot für
Flüchtlingskinder zu sichern.
„Wir brauchen mehr Lehrer,
die unseren neuen Mitbürgern
helfen, bei uns anzukommen,
sich zurechtzufinden und die
deutsche Sprache zu lernen“,
sagte der GEW-Landesvorsit-
zende Peter Balnis. Zudem sei
sozialpädagogisch und psycho-
logisch geschultes Personal
notwendig, das sich um die
Flüchtlinge kümmert. Da die
Schuldenbremse angesichts
dieser Herausforderung nicht
mehr haltbar sei, müsse der
Bund das Land finanziell un-
terstützen. red

Junge Union: Polizei
muss Präsenz zeigen
Saarbrücken. Die Junge Union
(JU) Saar hat sich dafür ausge-
sprochen, die Zahl der Polizis-
ten auf den saarländischen
Straßen zu erhöhen. Hierzu
müsse die Polizei von Verwal-
tungsaufgaben entlastet wer-
den, forderte JU-Landeschef
Alexander Zeyer. Innenminis-
ter Klaus Bouillon (CDU) habe
bereits einen guten Weg einge-
schlagen, den es fortzusetzen
gelte. „Wir müssen dringend
den Verwaltungsaufwand re-
duzieren, damit die Polizisten
wieder mehr Präsenz vor Ort
zeigen können“, sagte Zeyer.
Zudem müsse die Polizei bei
der Verfolgung von Temposün-
dern entlastet werden. Dafür
wäre die Einführung der Hal-
terhaftung sinnvoll. red

Tag der Offenen Tür 
bei Berufsakademie
Saarbrücken. Nach dem Um-
zug vom alten Standort in
Saarbrücken-Brebach auf die
Saarterrassen laden die Be-
rufsakademie für Gesund-
heits- und Sozialwesen Saar-
land (BAGSS) und das Lehrin-
stitut für Gesundheitsberufe
der SHG (LfG) am 2. Oktober
zum Tag der Offenen Tür ein.
Beginn ist um 16.30 Uhr in der
Cafeteria der reha GmbH in
der Konrad-Zuse-Straße 6 (ge-
genüber von BAGSS und LfG).
Von 17.30 bis 20.30 Uhr finden
alle halbe Stunde geführte
Rundgänge durch die neuen
Räumlichkeiten statt. Interes-
sierte, insbesondere Schüler
und Abiturienten, können sich
an Infoständen über die Studi-
engänge sowie Aus- und Wei-
terbildungen informieren. red
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Saarbrücken. „Es gibt Rädchen,
die noch nicht funktionieren“,
formulierte es Kai Masser vom
Deutschen Forschungsinstitut
für öffentliche Verwaltung in
Speyer vorsichtig und zurück-
haltend. Er sprach gestern vor
Journalisten über die Auswir-
kungen und Umsetzung der Po-
lizeireform im Saarland. Das
Gesamtprojekt, das bis 2020
läuft, sieht er „etwas gefähr-
det“. Masser sowie Ulrike Be-
cker-Beck und Professor Dieter
Beck vom Büro für angewandte
Psychologie in Saarbrücken be-
gleiten eine groß angelegte On-
line-Befragung der Gewerk-

schaft der Poli-
zei (GdP) im
Saarland, die
von ihren im
aktiven Polizei-
dienst arbeiten-
den Mitglieder
anonym wissen
wollte, wo sie
genau der
Schuh drückt.

Die GdP hatte die Reform von
2010 an konstruktiv begleitet,
zuletzt aber auf falsche Wei-
chenstellungen wegen zusätzli-
cher Herausforderungen und
veränderter Rahmenbedingun-
gen (50 000 Überstunden im
Jahr) hingewiesen. 

Von 2004 angeschriebenen
Polizeibeamten machten exakt
1219 mit. Mit dieser Beteiligung
von 66 Prozent sei die Umfrage
repräsentativ, betonten die
Forscher und Psychologen.

In der Bewertung der Resul-
tate wird Masser deutlich: „Je
näher der Polizeibeamte an die
Bürger kommt, desto prob-
lematischer werden die Ergeb-
nisse der Befragung.“ Dies sei
für den Polizeialltag kein posi-
tives Stimmungsbild. Sein
deutlicher Rat an Politik und
Polizeispitze zur Halbzeit der
bis 2020 terminierten Reform:
Gegensteuern, damit „die gan-
ze Geschichte nicht an die
Wand fährt“.

Unsere Zeitung hat bereits in
der Mittwochausgabe exklusiv
über Ergebnisse der Befragung
berichtet. 62 Prozent der be-
fragten Polizisten sehen die

Bürgernähe der Polizei nicht
mehr gewährleistet. Hinter-
grund ist hier der Abbau von
300 Stellen bis 2020. Die Per-
sonalnot wird noch größer, weil
50 Verwaltungskräfte zusätz-
lich eingespart werden und seit
drei Jahren entgegen früherer
Zusagen nur noch 80 statt 100
Kommissaranwärter einge-
stellt werden.

Die Mehrheit der befragten
GdP-Mitglieder (56,3 Prozent,
25,5 Prozent neutral) ist mit ih-
rer aktuellen Tätigkeit bei der
Polizei zufrieden, nicht aber
mit den meisten Konsequen-
zen der Reform (54 Prozent ne-
gativ, 24 Prozent neutral). 

Überwiegend negativ wird
beurteilt, dass alle Standorte
der Polizeiinspektionen erhal-
ten und die Kriminaldienste re-
gionalisiert wurden. Die Ein-
richtung der neun B-Inspektio-
nen, deren Personal kontinu-
ierlich reduziert wird, wird als
Fehler eingestuft. Viele Beamte
hätten sich hier „einen klaren
Schnitt“ gewünscht. GdP-Lan-
deschef Ralf Porzel stellte dazu
für seinen Vorstand fest: „Bezo-
gen auf den Erhalt aller Polizei-
inspektionen ist fachlich und
politisch zu prüfen, ob die „Zer-
faserung“ der Aufbauorganisa-
tion in Klein- und Kleinstein-
heiten die Präsenz in der Flä-
che und die Handlungsfähig-
keit tatsächlich noch gewähr-
leistet, oder ob nicht Potemkin-
’sche Dörfer aufrechterhalten
werden.“ Die logische Konse-
quenz daraus wäre, aus den
neun B-Inspektionen Polizei-
posten zu machen, die nur im
Zweischichtbetrieb arbeiten.
Dagegen wehren sich aber viele
Kommunalpolitiker.

Innenminister Klaus Bouil-
lon (CDU) hat in einer ersten
Reaktion auf die Befragung zu-
gesagt, die Ergebnisse würden
in der Arbeitsgruppe, die sich
mit der Überprüfung der Re-
form beschäftigt, diskutiert.
Erklärtes Ziel sei es, die opera-
tiven Bereiche zu stärken. Kon-
krete erste Schritte dazu seien
bereits eingeleitet.

Eine „umfassende Aufgaben-
kritik im Polizeibereich“ for-
dert der Grünen-Politiker
Klaus Kessler von Bouillon. Bei
der Reform müsse der Minister
„dringend nachjustieren“. Bir-
git Huonker (Linke) forderte
angesichts des „immensen
Überstundenbergs“, der Um-
frageergebnisse und der verän-
derten Herausforderungen die
geplanten Stellenstreichungen
sofort zu stoppen. 

Forscher warnen vor Reformcrash
Polizisten stufen Einrichtung von schwach besetzten B-Inspektionen als Fehler ein 

Wissenschaftler, die eine Um-
frage der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) begleiten, warnen: Bei
der laufenden Polizeireform
müsse umgesteuert werden,
„damit die ganze Geschichte
nicht an die Wand fährt“. 

Von SZ-Redakteur
Michael Jungmann

Die meisten der befragten Polizisten sind mit ihrer Arbeit zufrie-
den, nicht aber mit den Auswirkungen der Reform. FOTO: SERRA
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Zufriedenheit der Polizeibeamten im Saarland mit ihrer Tätigkeit

Wie man von Drogen los kommt
Experten geben Tipps bei SZ-Telefonaktion

Haschisch wird doch oft nur ver-
teufelt. Was kann denn schon groß
passieren, wenn man mal kifft?
Experte: Haschisch ist ein Harz,
das aus der weiblichen Cannabis-
pflanze gewonnen wird. Es be-
wirkt eine Einschränkung des
Konzentrations- und Reaktions-
vermögens und der Fähigkeit zur
schnellen Informationsverarbei-
tung. Die körperliche und psy-
chische Leistungsfähigkeit ist
vermindert. Das bewirkt bei-
spielsweise, dass man nicht mehr
fahrtüchtig ist. 

Aber abhängig kann man doch von
Cannabisprodukten nicht werden?
Experte: Regelmäßiger starker
Konsum kann eine psychische
Abhängigkeit erzeugen, die an ei-
ner Reihe von Entzugserschei-
nungen deutlich wird. So können
beispielsweise Abstinenzsympto-

me in Gestalt von innerer Leere,
Freudlosigkeit, Antriebsmangel,
Konzentrationsstörungen und
Unruhe auftreten. Vegetative
Symptome wie Schlafstörungen
und Appetitmangel sind eben-
falls möglich. Auch wenn mit der
Entwicklung einer Abhängigkeit
gerechnet werden muss, so ist
doch nur ein geringer Teil der
Cannabiskonsumenten davon
betroffen. 

Der Sohn meiner Freundin ist he-
roinabhängig. Inzwischen ist er
37. Ich kenne ihn von klein auf und
bin entsetzt, was das Zeug mit ihm
macht. Besteht keine Möglichkeit,
ihn zu einer Therapie zu zwingen?
Experte: Nein, es gibt in Deutsch-
land keine Zwangstherapie. Men-
schen können frei entscheiden,
ob sie sich behandeln lassen oder
nicht. Vielleicht gelingt es Ihnen,
trotzdem den Kontakt zu ihm zu
halten und ihm deutlich zu ma-
chen, dass Sie für ihn da sind,
wenn er vom Heroin weg will. Mit
professioneller Hilfe gibt es einen
Weg aus der Sucht. 

Mein Sohn (17) versprach mir, kein

Gras mehr zu rauchen. Aber ich
glaube, er schafft es nicht. Was
kann ihm helfen?
Experte: Dass Ihr Sohn mit den
Drogen Schluss machen will, ist
lobenswert. Bekräftigen Sie ihn
darin, dass ein Ausstieg möglich
ist. Aus eigener Kraft gelingt es
allerdings wenigen. Professionel-
le Hilfe findet er bei Sucht- oder
Drogenberatungsstellen. Adres-
sen stehen im örtlichen Telefon-
buch oder im Internet, zum Bei-
spiel unter www.bzga.de. 

Ich merke schon, dass Kiffen mir
auf Dauer nicht gut tut. Einfach so
aufhören klappt nicht. Gibt es ir-
gendwo anonym Hilfe? In eine Be-
ratungsstelle will ich nicht . . .
Experte: Unter www.quit-the-
shit.net finden Sie ein gutes Re-
duktions- und Ausstiegspro-
gramm, bei dem Sie per Chat ano-
nym und kostenlos 50 Tage beim
Ausstieg begleitet werden. 

� Sucht-Beratungstelefon der
Bundeszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung, von Mo-Do 10-
22 und von Fr-So 10-18 Uhr unter
Tel. (02 21) 89 20 31.

Um Gras, Marihuana oder Ha-
schisch ging es in unserer SZ-Tele-
fonaktion zu illegalen Drogen.
Hier eine Auswahl der Leser-Fra-
gen und der Antworten der Bera-
ter der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung.

Saarbrücken. Der Saarländische
Städte- und Gemeindetag (SSGT)
hat „mit großem Unverständnis
und Ärger“ auf eine Aussage von
Grünen-Landeschefin Claudia
Willger im SZ-Sommerinterview
zur Flüchtlingspolitik reagiert.
Willger hatte gesagt, viele Bürger-
meister hätten lange Front dage-
gen gemacht, Flüchtlinge in den
Kommunen aufzunehmen (SZ
vom Mittwoch). Dazu teilte SSGT-
Präsident Klaus Lorig (CDU) ges-
tern mit: „Diese Äußerung zeigt,
wie wenig Ahnung selbst eine
Kommunalpolitikerin davon hat,
was die Gesamtheit aller saarlän-
discher Städte und Gemeinden in
den letzten Monaten alles geleis-
tet hat, um die zugewiesenen
Flüchtlinge angemessen unterzu-
bringen und zu betreuen.“

Lorig und sein Vize Jürgen
Fried (SPD) erklärten, die Städte
und Gemeinden gingen die „Mam-
mutaufgabe“ mit großem Engage-
ment an und überschritten häufig
jetzt schon die Grenze dessen, was
eigentlich leistbar sei. „Auch
wenn die saarländische Landesre-

gierung die saarländischen Städte
und Gemeinden durch eine Viel-
zahl von Maßnahmen unterstützt,
benötigen die Kommunen drin-
gend eine deutlich größere finan-
zielle Unterstützung seitens des
Bundes, betonten Lorig und Fried. 

Viele Kommunen beklagten zu-
dem, dass sie keine eigenen Sozi-
alämter mehr hätten. Deshalb
müssten vielfach in anderen Ab-
teilungen der Gemeindeverwal-
tungen Mitarbeiter freigestellt
werden. So würden viele Bauhöfe
inzwischen als Umzugsunterneh-
men eingesetzt. Zudem müssten
vielerorts zusätzliche Mitarbeiter
eingestellt werden. Für deren Fi-
nanzierung kämen aber weder
Land noch Bund auf. kir

Bürgermeister der
Saar-Kommunen sind
sauer auf die Grünen

Bistumssynode tagt 
seit gestern in Saarbrücken 

Saarbrücken. Mit der fünften und
vorletzten Vollversammlung ist
die Trierer Bistumssynode ges-
tern auf die Zielgerade eingebo-
gen. Bis zum Samstag beraten die
rund 280 Synodalen noch im
Saarbrücker E-Werk über den
künftigen Kurs der Diözese. Vor
allem Fragen nach der Grundaus-
richtung der Kirche als missiona-
rische und diakonische Glau-
bensgemeinschaft stehen im Mit-
telpunkt, wie Synoden-Sekretär
Christian Heckmann mitteilte.
Laut Heckmann haben die zehn
Sachkommissionen ihre Empfeh-
lungen für die zukünftige Aus-
richtung des Bistums vorgelegt.
Neue Themen seien nicht mehr
zu erwarten. Es sei vielmehr
möglich, dass einzelne Papiere
nun bereits abschließend beraten
würden. Die sechste und letzte
Vollversammlung der Synode ist
im Dezember in Trier geplant.

Die Gremien der Synode hatten
die Sommermonate zum Dialog
mit den Gläubigen genutzt. Bei
zahlreichen regionalen „Wort-
Wechsel“-Veranstaltungen dis-
kutierten Synodale und Interes-
sierte über den bisherigen Stand

der Beratungen. Bischof Stephan
Ackermann hatte zudem mit Ex-
perten über die Situation von
Frauen in der Kirche debattiert.

Seit Dezember 2013 läuft im
Bistum Trier die erste Diözesan-
synode in diesem Jahrhundert
auf deutschem Boden, an der Kle-
riker und Laien als Synodale teil-
nehmen. Die Vollversammlung
ist das beschließende Organ der
Synode. Nur der Bischof kann ei-
ne derartige Synode einberufen
und etwaige Beschlüsse in Kraft
setzen. kna

Seit 2013 läuft die Diözesansyno-
de, die Bischof Ackermann einbe-
rufen hat. FOTO: FREY/DPA
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